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Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes) 

Klare Grundlagen für den OGS-Ausbau-Antrag 
 

 

Sehr geehrte Frau Weißenfeld, sehr geehrter Herr Rüther, 
zum o.g. Tagesordnungspunkt stellen wir folgenden Antrag: 
Der Jugendhilfeausschuss und der Schul- und Sportausschuss empfehlen, der Rat beschließt: 
Der Rat der Stadt Bielefeld fordert die Landesregierung auf, 
1. einen Zeitplan für die Erarbeitung der sogenannten „Umsetzungsregelungen“ zum OGS-
Ausbauvorzulegen 
und 
2. so schnell wie möglich, spätestens zum Herbst 2024, ein Ausführungsgesetz zur Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter ab 2026 vorzulegen und 
damit Fragen zur Konnexität, zu den Verbindlichkeiten bei der Zusammenarbeit zwischen Schule 
und OGS-Trägern, zu Raumvorgaben, zum Personalschlüssel, zu Gruppengrößen, zur Ernährung 
und zur fachlichen Qualifikation des Personals endlich zu regeln. 

Begründung: 
Für Ende Januar 2024 war von der schwarz-grünen Landesregierung ein Entwurf für ein Ausführungsgesetz 
angekündigt worden, welches die konkrete Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Ganztagsplatz 
für Grundschulkinder regeln sollte. Doch anstelle dieser bereits angekündigten landesrechtlichen 
Verankerung 
eines qualitativ hochwertigen Ganztagsangebots hat das Kabinett am 5. März 2024 lediglich „Fachliche 
Grundlagen zur Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter 
ab 2026“ gebilligt. Seitdem gibt die Landesregierung fortlaufend an, an weiteren „Umsetzungsregelungen“ 
zu arbeiten, ohne jedoch einen Zeitplan für diese Erarbeitung vorzulegen oder anzugeben, welchen 
Grad an Verbindlichkeit hinter den Regelungen stehen sollen. Kommunen, Schulen und die 
Trägerlandschaft werden so bei der Umsetzung des Rechtsanspruchs allein gelassen. 



  
Unterschrift: 

 

Jan Maik Schlifter 
Stellv. Fraktionsvorsitzender 

 
 
 
 


	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Anlage

